Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1648 


Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 7. Januar 1971 

Der Bundeskanzler 

I/4(IV/l)-68070-E-01 9/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Erstattung bei 
der Erzeugung für Olivenöl zur Herstellung von bestimm- 
ten Konserven. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Erstattung bei der Erzeugung für Olivenöl zur 
Herstellung von bestimmten Konserven 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 22. Sep- 
tember 1966- über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 2), insbe- 
sondere auf Artikel 19, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land ^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 19 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
werden für Olivenöl, das zur Herstellung von Fisch- 
oder Gemüsekonserven verwendet wird, Erstattun- 
gen bei der Erzeugung gewährt oder die Einfuhrab- 
schöpfung wird vollständig oder teilweise aus- 
gesetzt. 

Durch die Verordnung Nr. 169/67/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1967^) wurden Erstattungen bei der 
Erzeugung für Olivenöl zur Herstellung von Fisch- 
und Gemüsekonserven eingeführt; dieses System 
hat sich in der Praxis bewährt 

Die Erstattung bei der Erzeugung muß es den Be- 
günstigten ermöglichen, die Olivenölqualität, die sie 
am häufigsten zur Herstellung von Konserven ver- 
wenden, auf dem Markt der Gemeinschaft zu ähn- 
lichen Preisen wie auf dem Weltmarkt zu kaufen; zu 
diesem Zweck muß die Erstattung bei der Erzeugung 
auf der Grundlage des beweglichen Teilbetrags der 
Abschöpfung bei der Einfuhr der durch Raffinieren 
von Jungfernöl gewonnenen öle festgesetzt werden. 

Es muß eine gewisse Stabilität des Selbstkosten- 
preises für Olivenöl, das zur Herstellung von Kon- 
serven verwendet wird, sichergestellt werden; zu 
diesem Zweck muß die Erstattung für einen längeren 
Zeitraum und ohne Berücksichtigung der verhältnis- 
mäßig geringen Änderungen der Abschöpfungen bei 
der Einfuhr festgesetzt werden. 

Die Erstattung darf nur für die Mengen gewährt 
werden, die tatsächlich zur Herstellung der Konser- 
ven verwendet wurden; die Mitgliedstaaten müssen 
daher die Anwendung eines geeigneten Kontroll- 
systems sicherstellen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die nach der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehene Erstattung 
bei der Erzeugung den Begünstigten am besten in 
Form einer Barzahlung gewährt wird; um jedoch 


ihren Zweck völlig zu erfüllen, muß die Auszahlung 
der Erstattung innerhalb einer bestimmten Frist 
erfolgen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung definiert die Anwendungsbedin- 
gungen für die Erstattungen bei der Erzeugung von 
Olivenöl zur Herstellung bestimmter Konserven ab 
1. März 1971. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten gewähren den Konservenher- 
stellern für das zur Herstellung von Fischkonserven 
der Tarifstellen 16.04 B, C, D, E, F und G des gemein- 
samen Zolltarifs und von Gemüsekonserven der 
Tarifnummer 20.02 des gemeinsamen Zolltarifs ver- 
wendete Olivenöl eine Erstattung bei der Erzeugung. 

Artikel 3 

1. Die Kommission setzt alle zwei Monate die Er- 
stattung bei der Erzeugung fest. 

2. Der Erstattungsbetrag ist gleich dem arithmeti- 
schen Mittel des beweglichen Teilbetrags der Ab- 
schöpfungen, die bei der Einfuhr von Olivenöl der 
Tarifstelle ex 15.07 Ala) zwischen dem 16. Tag des 
dritten Monats und dem 15. Tag des letzten Monats 
vor dem Monat der Inkraftsetzung der Erstattung 
erhoben wurden. 

Der früher festgesetzte Erstattungsbetrag wird je- 
doch beibehalten, wenn der Unterschied zwischen 
diesem Erstattungsbetrag und dem in Unterabsatz 1 
genannten arithmetischen Mittel einen festzulegen- 
den Betrag nicht übersteigt. 

Artikel 4 

Der Anspruch auf die Erstattung entsteht im Augen- 
blick der Verwendung des Öles zur Herstellung der 
Konserven. 

Artikel 5 

1. Die Erstattung bei der Erzeugung wird in Form 
einer Geldleistung gewährt. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

*1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2594/67 
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2. Der Antrag auf Auszahlung der Erstattung ist 
vom Anlragsteller spätestens am Ende des 6. Monats 
nach dem Monat, in dem der Erstattungsanspruch 
entstanden ist, einzureichen. 

3. Die Erstattung wird dem Antragsteller späte- 
stens am Ende des dritten Monats nach dem Monat, 
in dem der Antrag auf Zahlung der Erstattung vom 
Antragsteller gestellt wurde, ausgezahlt. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten stellen mit Hilfe eines Kontroll- 
systems sicher, daß die Erstattung bei der Erzeu- 
gung nur für Olivenöl gewährt wird, das zur Her- 
stellung von Fisch- und Gemüsekonserven gemäß 
Artikel 2 verwendet wurde. 

Artikel 7 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den . . . 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 19 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
eine Erstattung bei der Erzeugung für Olivenöl 
zur Herstellung von Fisch- und Gemüsekonser- 
ven oder eine vollständige oder teilweise Aus- 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr für 
dieses öl vor. 

2. Der Rat hat mit Verordnung Nr. 169/67/EWG 
beschlossen, eine Erstattung bei der Erzeugung 
einzuführen. 

Bis zur Vereinbarung einer gemeinschaftlichen 
Regelung für die Zahlung der Erstattung an die 
Begünstigten hat der Rat den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit gegeben, die Erstattung in bar oder 
in Form einer Befreiung von der Abschöpfung bei 
der Einfuhr in Höhe des geschuldeten Betrags zu 
zahlen. 

3. Nach dreijähriger Anwendung der Verordnung 
Nr. 169/67/EWG hat die Erfahrung die Wirksam- 
keit der Erstattungsregelung bewiesen und 
gleichzeitig gezeigt, daß die Barzahlung das ge- 
eigneteste Verfahren ist. Um jedoch etwaige 
Nachteile, die sich für die Begünstigten durch 
eine Verzögerung der Erstattungszahlung er- 
geben könnten, auszuschließen, ist eine Festset- 
zung der Frist, innerhalb der die Mitgliedstaaten 
die Erstattung auszahlen müssen, angebracht. 
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